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Kapitel 1

Einleitung

A. Einführung

I. Begriffsdenken im Polizeirecht 

Es fällt auf, dass sich im Polizeirecht viele unbestimmte Rechtsbegriffe finden, 
obwohl es zu grundrechtseingreifenden Maßnahmen ermächtigt, die durch das Ge-
setz an sich hinreichend vorgezeichnet sein müssen. Das Ergreifen polizeilicher 
Maßnahmen steht zudem ebenso wie die Auswahl zwischen verschiedenen mög-
lichen Maßnahmen im Ermessen der Polizei. Insgesamt ist die gesetzliche Vorord-
nung polizeilicher Maßnahmen jedenfalls dann, wenn sie sich auf polizeirechtliche 
Generalklauseln stützen (§§ 3 i. V. m. 1 Abs. 1 Satz 1 PolG1; §§ 10 Abs. 1 i. V. m. 1 
Abs. 1 Satz 1 PolG) bemerkenswert vage. 

Es ist zu beobachten, dass in Literatur und Rechtsprechung versucht wird, die 
Rechtsanwendung durch die Bildung begrifflicher Kategorien zu systematisieren 
und handhabbarer zu machen. Zudem werden für die Ausübung des Ermessens 
Fallgruppen bzw. „Regeln“ gebildet. Sie sind allerdings im Einzelnen nicht immer 
nachvollziehbar, und methodisch ist diese Vorgehensweise nicht unproblematisch. 
Damit befasst sich folgende Arbeit.

1. Unterschiedliche Gefahrbegriffe

Ein erstes Beispiel für das Arbeiten mit Begrifflichkeiten im beschriebenen 
Sinne findet sich im Zusammenhang mit dem Merkmal der Gefahr. 

Nach § 1 Abs. 1 Satz 1 PolG hat die Polizei „die Aufgabe, von dem einzelnen 
und dem Gemeinwesen Gefahren abzuwehren, durch die die öffentliche Sicherheit 
oder Ordnung bedroht wird, und Störungen der öffentlichen Sicherheit oder Ord-
nung zu beseitigen, soweit es im öffentlichen Interesse geboten ist“. Diese Aufgabe 
ist nach § 59 PolG den Polizeibehörden und dem Polizeivollzugsdienst übertragen.2  

	 1	Als Polizeigesetz wird exemplarisch das Polizeigesetz Baden-Württemberg in der Fassung 
vom 13. Januar 1992, GBl. S. 1, ber. S. 596, 1993, S. 155 zitiert. 
	 2	Dies bedeutet allerdings nicht, dass nur den Polizeibehörden und dem Polizeivollzugs-
dienst als Polizeibehörden im formellen Sinn die Aufgabe der Gefahrenabwehr zugewiesen ist. 
Auch Verwaltungsbehörden, die nicht zur Organisation der Polizei gehören, können die Ge-
fahrenabwehr zur Aufgabe haben (Polizei im materiellen Sinn). Ob diese allerdings dann noch 
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Eine Hauptaufgabe3 der Polizei ist somit die Abwehr von Gefahren für die öffent-
liche Sicherheit und Ordnung, soweit die Abwehr besonderer Gefahren nicht in  
den besonderen Ordnungsgesetzen anderen Verwaltungsbehörden zugewiesen ist.4 
§ 1 Abs.  1 Satz 1 PolG ist, wie sich schon aus dem Normtext ergibt, eine Auf-
gabenzuweisungsnorm.5 Die Zuweisung der Aufgabe der Gefahrenabwehr sagt al-
lerdings noch nichts darüber aus, zu welchen Handlungen die Polizei gegenüber 
Dritten ermächtigt ist.6 Insofern ist zwischen der Aufgabenzuweisung und der Ein-
räumung von Befugnissen zur Aufgabenerfüllung zu trennen.7 Ist mit der Auf-
gabenerfüllung eine Maßnahme8 verbunden, die einen Eingriff9 in die (Grund-)

als Polizeibehörden bezeichnet werden können, ist umstritten. Dagegen mit dem sogenannten 
„engen Polizeibehördenbegriff“: Stephan/Deger, Polizeigesetz für Baden-Württemberg, § 61, 
Rn. 2; dafür mit dem sogenannten „weiten Polizeibehördenbegriff“: Ruder, Polizeirecht Baden-
Württemberg, C, Rn. 56 ff.; Stephan, VBlBW 1984, 47.
	 3	Nach §§ 1 Abs. 2 PolG, 1 Abs. 2 Nummer 1 Satz 1 StAErmPVO, 163 Abs. 1 StPO ha-
ben bestimmte Beamte auch die Aufgabe, bei der Strafverfolgung als Ermittlungsbeamte der 
Staatsanwaltschaft tätig zu werden.
	 4	Denninger, in: Lisken/Denninger, Handbuch des Polizeirechts, D, Rn. 11; Stephan/Deger, 
Polizeigesetz für Baden-Württemberg, § 1, Rn 3; Pieroth/Schlink/Kniesel, Polizei- und Ord-
nungsrecht, § 2, Rn. 45.
	 5	Überwiegend wird die Terminologie „Aufgabenzuweisungsnorm“ verwendet, z. B. bei: 
Belz/Mußmann/Kahlert/Sander, Polizeigesetz für Baden-Württemberg, § 1, Rn.  1; Ibler, in: 
Ennuschat/Ibler/Remmert, Öffentliches Recht in Baden-Württemberg, § 2, Rn. 165; Würten-
berger/Heckmann, Polizeirecht, D, Rn. 160; Pieroth/Schlink/Kniesel, Polizei- und Ordnungs-
recht, § 5, Rn. 10. Synonym wird der Begriff der „Aufgabennorm“ verwendet: Pewestorf, in: 
Pewestorf/Söllner/Tölle, Polizei- und Ordnungsrecht, § 1 ASOG, Rn. 1. Näher zur Terminolo-
gie und der gleichzeitigen Funktion als „Aufgabenabgrenzungsnorm“: Reichert/Ruder/Fröhler, 
Polizeirecht, G, Rn. 205.
	 6	Z. B.: Schenke, Polizei- und Ordnungsrecht, § 3, Rn. 36; Ibler, in: Ennuschat/Ibler/Rem-
mert, Öffentliches Recht in Baden-Württemberg, § 2, Rn.  165; Ipsen, Allgemeines Verwal-
tungsrecht, § 4, Rn. 235.
	 7	Zur Trennung zwischen Aufgaben- und Befugnisnorm im Polizeirecht: Würtenberger/
Heckmann, Polizeirecht, D, Rn.  160; Ruder, Polizeirecht Baden-Württemberg, E, Rn.  169;  
Ibler, in: Ennuschat/Ibler/Remmert, Öffentliches Recht in Baden-Württemberg, § 2, Rn. 165; 
Schenke, Polizei- und Ordnungsrecht, § 3, Rn.  36 f.; Gusy, Polizei- und Ordnungsrecht, § 4, 
Rn. 165; Götz, Allgemeines Polizei- und Ordnungsrecht, § 7, Rn. 1; Knemeyer, Polizei- und 
Ordnungsrecht, § 8, Rn. 76.
	 8	Unter Maßnahme i. S. d. polizeirechtlichen Maßnahmenbegriffs versteht man „alle, i. d. R. 
nach außen in Erscheinung tretenden, aufgrund Polizeirechts getroffenen Tätigkeitsakte“; so: 
Belz/Mußmann/Kahlert/Sander, Polizeigesetz für Baden-Württemberg, § 3, Rn. 5. Zum Maß-
nahmenbegriff ausführlich: Rachor, in: Lisken/Denninger, Handbuch des Polizeirechts, E, 
Rn. 7. Übersehen wird häufig, dass davon der gesetzliche Maßnahmenbegriff in § 3 PolG zu un-
terscheiden ist. Ausführlich dazu unten Kapitel 2 A. II. 1. a).
	 9	Unter den Eingriffsbegriff fällt einerseits der „klassische Eingriff“, andererseits können 
auch nur mittelbare oder faktische Beeinträchtigungen davon umfasst sein. Siehe dazu: Peine, 
in: Merten/Papier, Handbuch der der Grundrechte III, § 57, Rn. 19 ff.; Manssen, Staatsrecht II, 
§ 7, Rn. 142 ff.; Sodan/Ziekow, Grundkurs Öffentliches Recht, § 24, Rn. 5 ff. Insbesondere im 
Bereich des „informationellen Handelns“ der Polizei kann es schwer sein, zu beurteilen, ob in 
einer bestimmten Maßnahme ein Eingriff liegt. Grundlegend zum „informationellen Handeln“: 
BVerfGE 65, 1, 41 ff. Zu den einzelnen Problemgruppen polizeilicher Maßnahmen: Vahle, VR 
86, 258, 260 ff.; Nolte, NVwZ 2001, 147, 149 ff. 



A. Einführung﻿﻿ 15

Rechte des Bürgers darstellt, bedarf es nach dem Grundsatz des Vorbehalts des Ge-
setzes10 einer zu dieser Maßnahme ermächtigenden Befugnisnorm.11 Bei der Maß-
nahme kann es sich zum einen um einen Realakt oder einen Verwaltungsakt han-
deln. Die zu einer solchen Maßnahme ermächtigende Befugnisnorm kann sich 
aus den „Standardmaßnahmen“12 des Polizeigesetzes, die in den §§ 26 ff. PolG ge-
regelt sind, ergeben. Bei einer unmittelbaren Ausführung ist die Befugnisnorm 
§ 8 Abs.  1 PolG. Ist keine spezielle Befugnisnorm einschlägig, so ist die poli-
zeirechtliche Generalklausel nach §§ 3 i. V. m. 1 Abs. 1 Satz 1 PolG maßgeblich. 
Nach der polizeirechtlichen Generalklausel der §§ 3 i. V. m. 1 Abs. 1 Satz 1 PolG 
hat die Polizei „innerhalb der durch das Recht gesetzten Schranken zur Wahrneh-
mung ihrer Aufgaben“, also unter anderem zur Abwehr von Gefahren i. S. d. § 1 
Abs. 1 Satz 1 PolG, „diejenigen Maßnahmen zu treffen, die ihr nach pflichtgemä-
ßen Ermessen erforderlich erscheinen“. Zum anderen können nach § 10 Abs.  1 
PolG die allgemeinen Polizeibehörden zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach 
diesem Gesetz, also ebenfalls zur Abwehr von Gefahren i. S. d. § 1 Abs. 1 Satz 1 
PolG, auch polizeiliche Gebote oder Verbote erlassen, die für eine unbestimmte 
Anzahl von Fällen an eine unbestimmte Anzahl von Personen gerichtet sind 
(Polizeiverordnungen).

Die Aufgabenzuweisungsnorm13 des § 1 Abs. 1 Satz 1 PolG, darauf verweisend 
die Generalklausel nach den §§ 3 i. V. m. 1 Abs. 1 Satz 1 PolG und die Ermächti-
gung zum Erlass von Polizeiverordnungen in §§ 10 Abs. 1 i. V. m. 1 Abs. 1 Satz 1 
PolG sowie die Standardbefugnisse nach den §§ 26 ff. PolG14 setzen eine „Gefahr“ 
für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung voraus. Wenn fraglich ist, ob ein be-
stimmter Sachverhalt in den Aufgabenbereich der Polizei fällt und unter welchen 

	 10	Im Einzelnen ist sowohl die Terminologie als auch die Begründung und Reichweite des 
Vorbehalts des Gesetzes umstritten. Zum Überblick: Krebs, Jura 1979, 304 ff. und Sachs, in: 
Sachs, Grundgesetz Kommentar, Art. 20, Rn. 113 ff.
	 11	OVG Lüneburg, NJW 2006, 391, 392; Detterbeck, Allgemeines Verwaltungsrecht, § 7, 
Rn. 259; Maurer, Allgemeines Verwaltungsrecht, § 6, Rn. 16; Peine, Allgemeines Verwaltungs-
recht, § 3, Rn. 136. Liegt in der Maßnahme kein Eingriff, kann die Polizei schon aufgrund der 
Aufgabenzuweisungsnorm des § 1 Abs. 1 Satz 1 PolG handeln. Dazu: Knemeyer, Polizei- und 
Ordnungsrecht, § 8, Rn. 77; Götz, Allgemeines Polizei- und Ordnungsrecht, § 7, Rn. 7; Schenke, 
Polizei- und Ordnungsrecht, § 3, Rn. 36. Zu den verfassungsrechtlichen Anforderungen an eine 
(polizeirechtliche) Befugnisnorm: Gusy, Polizei- und Ordnungsrecht, § 4, Rn. 171.
	 12	Die Bezeichnung „Standardmaßnahmen“ entspricht der üblichen in der Literatur ver-
wendeten Terminologie, z. B. bei: Ibler, in: Ennuschat/Ibler/Remmert, Öffentliches Recht in 
Baden-Württemberg, § 2, Rn. 281; Gusy, Polizei- und Ordnungsrecht, § 4, Rn. 179; Schenke, 
Polizei- und Ordnungsrecht, § 3, Rn. 114; Würtenberger/Heckmann, Polizeirecht, E, Rn. 304. 
Synonym wird die Terminologie „Spezialbefugnisse“ verwendet, z. B. bei: Pieroth/Schlink/
Kniesel, Polizei- und Ordnungsrecht, § 12, Rn. 1. In der gesetzlichen Überschrift des Polizei-
gesetzes werden die §§ 26 ff. PolG als „Einzelmaßnahmen“ bezeichnet. Siehe zur Bezeichnung 
genauer: Mußmann, Allgemeines Polizeirecht, § 1, Rn. 174, Fn. 163a.
	 13	Genauer zur Aufgabenzuweisungsnorm des § 1 Abs.  1 Satz 1 PolG unten Kapitel  2 A.  
II. 1. d). 
	 14	Z. B. in den §§ 26 Abs. 1 Nr. 1, 31 Abs. 1 Satz 1 PolG.


